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Antrag (EntschlieBungsantrag) der Fraktionen der BUNDNIS 90/DIE GRUNE,
der SPD, DIE LINKE, der CDU und der FDP

Brutale Gewalt in Iran muss enden

Ausgeldst durch den Tod der 22 Jahre alten kurdischen Iranerin Mahsa Jina Amini, die von
den Sittenwachter*innen wegen eines vermeintlichen VerstoRes gegen die strenge Kleider-
ordnung des Regimes festgenommen worden war, finden inzwischen seit acht Wochen mutige
Proteste in Iran gegen das menschenverachtende Regime statt. Die aktuellen Demonstratio-
nen und die Proteste der vergangenen Monate und Jahre zeigen, wie hoch die Unzufriedenheit
und Wut in der Bevdlkerung gegenluber dem Mullah-Regime ist.

Sicherheitskrafte gehen seit Wochen inakzeptabel hart gegen die Proteste vor. Berichten zu-
folge sind inzwischen mehr als 330 ermordete Menschen, davon mindestens 50 Kinder und
Jugendliche unter 17 Jahren, zu beklagen. 14.800 wurden seit Beginn der Proteste politisch
motiviert inhaftiert. Sie sind dabei Haftbedingungen ausgesetzt, in denen Folter, Vergewalti-
gungen und ,Verschwindenlassen“ zum Alltag gehdren. Haufig haben weder Familien noch
Anwalt*innen Zugang zu den Gefangenen.

Anfang November hatte das iranische Parlament mit grof3er Mehrheit die Todesstrafe fur in-
haftierte Protestierende gefordert. Das iranische Regime versto3t mit diesem Vorgehen gegen
grundlegende, im internationalen Recht verankerte Menschen- und Freiheitsrechte, insbeson-
dere gegen den Internationalen Pakt tiber Birgerliche und Politische Rechte und das Uberein-
kommen Uber die Rechte des Kindes, die Iran beide unterzeichnet und ratifiziert hat.

Beschlussempfehlung:

In Anbetracht der schockierenden Menschenrechtsverletzungen in Iran

1. bekréaftigt die Burgerschaft (Landtag) ihre Solidaritat mit den Menschen, die unter Einsatz
ihres Lebens fir Frauenrechte, Demokratie und Freiheit eintreten; insbesondere dem aul3er-
ordentlichen Mut der iranischen Frauen gebihrt unser grofter Respekt;

2. verurteilt die Burgerschaft (Landtag) das brutale Vorgehen der iranischen Sicherheits-
behoérden, die mit Tranengas, Wasserwerfern und Gummigeschossen, in einigen Fallen auch
mit scharfer Munition, gegen friedliche Demonstrant*innen vorgehen; diese Gewalt als Aus-
druck des iranischen Unterdrickungssystems muss umgehend eingestellt werden;



3. verurteilt die Blrgerschaft (Landtag) die brutale Gewalt gegen politische Gefangene und
fordert den sofortigen Stopp von Folter und Ermordungen von politischen Oppositionellen und
Frauenrechtsaktivist*innen;

4. prangert die Burgerschaft (Landtag) die Durchflihrung von unfairen, politisch motivierten
Schauprozessen gegen Personen, die sich im Rahmen dieser Proteste engagiert haben, so-
wie die teilweise bereits verhangten Todesurteile als rechtswidrig an und bekraftigt vor diesem
Hintergrund erneut die Verurteilung der Todesstrafe als grausame, unmenschliche und
entwlrdigende Bestrafung, die gegen das Recht auf Leben verstd3t, und als einen unvertret-
baren Akt finaler Folter;

5. fordert die Burgerschaft (Landtag) die sofortige Freilassung inhaftierter Kinder und Jugend-
licher und unterstitzt die beschlossenen Sanktionen gegen Angehdrige des iranischen Ge-
waltregimes und Vertreter*innen von Geheimdiensten und Militar;

6. bekraftigt die Burgerschaft (Landtag) die Forderung nach Aussetzung von Abschiebungen
in den Iran und auch in Drittlander, die wiederum in den Iran abschieben.

Dr. Henrike Mller, Stlmez Dogan, Sahhanim Goérgu-Philipp, Bjérn Fecker und Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Antje Grotheer, Mustafa Giingér und Fraktion der SPD
Cindi Tuncel, Maja Tegeler, Nelson Janf3en, Sofia Leonidakis und Fraktion DIE LINKE
Dr. Thomas vom Bruch, Heiko Strohmann und Fraktion der CDU

Lencke Wischhusen und Fraktion der FDP



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/1711
	Antrag (Entschließungsantrag) der Fraktionen der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNE, der SPD, DIE LINKE, der CDU und der FDP


